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Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zu Covid-19-Testungen in niedersächsi-
schen Schlacht- und Zerlegebetrieben 
 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG1) in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst (NGöDG2) und § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrens-
gesetz (NVwVfG3) sowie § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG4) folgende 
Allgemeinverfügung: 
 

1. Schlacht- und Zerlegebetriebe im Gebiet des Landkreises Aurich dürfen mit 
Wirkung vom 20.07.2020 nur Personen in der Produktion einsetzen, die min-
destens einmal pro zehn (10) Tagen auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 durch PCR-Verfahren getestet worden sind und dabei ein negati-
ves Testergebnis haben.  
 
Ausgenommen sind Personen, die ausschließlich staatliche oder kommunale 
Aufsichtsaufgaben ausführen.  
 

2. Die Testung kann im sog. „Poolverfahren“ erfolgen, die Auswertung muss 
durch ein anerkanntes Labor erfolgen; die Nachweise über die Testung sind auf 
dem Betriebsgelände vorzuhalten.  
 

3. Die Kosten des Nachweistestes hat der Betriebsinhaber zu tragen. 
 

4. Der Landkreis Aurich kann im Einzelfall Ausnahmen von der Testverpflichtung 
zulassen, wenn der jeweilige Betrieb den Nachweis erbringt, durch den Einbau 
und den Betrieb von Hochleistungsfilteranlagen die Gefahr einer Beschleuni-
gung des Infektionsgeschehens durch die besonderen klimatischen Bedingun-
gen in der Produktion dauerhaft zu beseitigen. 

 
5. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung bis ein-

schließlich zum 31.12.2020. Eine Verlängerung ist 
möglich. 

 
6. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind ge-

mäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG 
sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allge-
meinverfügung haben keine aufschiebende Wirkung. 

Amt für Gesundheitswesen 
Fischteichweg 7-13 
26603 Aurich 
 
Telefon: 
04941/16-1616 
 
Telefax: 
04941/16-5398 
 
E-Mail: 
kats@landkreis-aurich.de 

 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
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7. Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 

IfSG dar. 
 
Begründung: 
 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG. Danach hat 
die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden 
oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankhei-
ten erforderlich ist.  
 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das 
Coronavirus (SARS-CoV-2) verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare 
Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 1 S. 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wur-
den bereits mehrere erkrankte, krankheitsverdächtige und krankheitsgefährdete Per-
sonen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG identifiziert. Die Voraussetzungen des § 28 
Abs. 1 S. 1 IfSG sind vorliegend erfüllt. 
 
Es gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik und die Infektionsketten zu minimieren und 
dadurch die Verbreitung des Coronavirus zumindest zu verlangsamen. Deshalb ist es 
geboten, besondere Sicherheitsvorkehrungen für die Schlacht- und Zerlegebetriebe zu 
verfügen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass gegen das Coronavirus 
derzeit keine Impfung sowie keine gezielten, spezifischen Behandlungsmethoden zur 
Verfügung stehen. Die angeordneten Maßnahmen sind daher zwingend notwendig und 
auch verhältnismäßig, um eine effektive Gefahrenabwehr zu ermöglichen und um im 
Interesse der Bevölkerung sowie des Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechter-
haltung des Gesundheitssystems im Landkreis Aurich sicherzustellen. 
 
Verschiedene massive Infektionsgeschehen in Schlachthöfen und fleischverarbeitenden 
Betrieben haben gezeigt, dass in diesen Betrieben insbesondere aufgrund der beson-
deren klimatischen Verhältnisse, die für die Fleischverarbeitung erforderlich sind, der 
Mitarbeiterstruktur und der Arbeitsorganisation in der Produktion ein erhebliches Risi-
ko für massenweise auftretende Infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 inner-
halb der Belegschaft besteht. 
 
Aufgrund erster vorliegender wissenschaftlicher Einschätzungen zu möglichen Ursa-
chen 
ist davon auszugehen, dass u.a. die Belüftungsanlagen im Zusammenspiel mit der für 
diese Betriebe typischerweise erforderlichen Luftkühlung ein nicht unerhebliches Infek-
tionsrisiko bergen. Da zudem noch nicht eindeutig aufgeklärt ist, welche betriebsorga-
nisatorischen oder technischen Gründe ggf. zusätzlich das Infektionsgeschehen be-
günstigen, muss alles getan werden, um schon den Eintrag möglicher Viren in die Be-
triebe so weit wie möglich zu unterbinden. Deshalb müssen die Beschäftigten in der 
Produktion regelmäßig getestet werden. Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind 
nur die Personen, die sich im Betrieb und in der Produktion aufhalten müssen, um die 
gesetzlich vorgeschriebenen staatlichen und kommunalen Aufsichtsaufgaben ausfüh-
ren zu können. Aufgrund der Erheblichkeit der Auswirkungen für große Teile der Bevöl-
kerung am Beispiel des aktuellen Ausbruchsgeschehens in 
einem Schlacht- und Zerlegebtrieb in Nordrhein-Westfalen 
ist nach dem Vorsorgeprinzip eine schnellstmögliche umfas-
sende und landesweit gültige Regelung zur Gefahrenabwehr 
zu treffen. Dabei ist aufgrund ähnlicher Produktionssituatio-
nen und Mitarbeiterstrukturen eine generalisierende Be-
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trachtungsweise erforderlich, auch wenn selbstverständlich die Unternehmen unterei-
nander in den genannten Bereichen auch Abweichungen aufweisen. Die Vorgaben er-
möglichen den Weiterbetrieb der Unternehmen und sind angesichts der erheblichen 
Gesundheitsgefahren für eine Vielzahl von Beschäftigten auch verhältnismäßig. Dies 
gilt umso mehr, da ohne diese Gefahrenabwehr durch eine bestmögliche Infektions-
vorbeugung der Weiterbetrieb der Unternehmen gefährdet ist. Die Regelung ist auch 
verhältnismäßig, da für den fall geeigneter technischer Lösungen durch Hochleistungs-
filteranlagen, der jeweilige Betrieb diese Gefahr ausschließen kann. Wenn dies ent-
sprechend nachgewiesen ist, sind Ausnahmen von der Testverpflichtung zulässig. 
 
Durch die Befristung der Weisung ist sichergestellt, dass die Maßnahme dem weiteren 
Verlauf des Coronainfektionsgeschehens angepasst wird. Es ist davon auszugehen, dass 
bis mindestens 31.12.2020 kein geeigneter Impfstoff zur Verfügung steht, der die Ge-
fährdung der Bevölkerung auf anderem Wege minimieren könnte. 
 
Die Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
Rechtsbehelfe gegen die Allgemeinverfügung haben daher keine aufschiebende Wir-
kung. Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswid-
rigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
Bekanntmachungshinweis: 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben 
(§ 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Kla-
ge beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben 
werden. 
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